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REIHE: KLIMAPOLITIK UND BIOENERGIE

Biomassenutzungsstrategie als politisches
Entscheidungsproblem

Angesichts unserer Abhängigkeit von fossilen Energieträgern und
in Anbetracht des Klimawandels wird derzeit in Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft intensiv über die Einführung und den Ausbau
regenerativer Energien diskutiert. Fundierte Studien zeigen, wie
vielfältig sich Biomasse verwenden läßt, weisen aber auch auf die
Begrenztheit ihrer Anbaufläche und ihrer generellen Verfügbar-
keit hin.1

Wer Biomasse rational verwenden will, stößt auf vielfältige
ethische, technische, ökonomische und ökologische Probleme.
Die Forschung über die Optionen und Potentiale der Biomasse
hat gezeigt, daß die Suche nach der richtigen Nutzungsstrategie
politische Entscheidungen erfordert.

Ziel dieses Artikels ist es, eine Biomassenutzungsstrategie als
politisches Entscheidungsproblem zu skizzieren und Lösungs-
wege aufzuzeigen. Als Betrachtungsraum bietet sich die EU an.
Zum einen hat das Problem der Versorgungssicherheit hier eine
internationale Dimension, zum anderen bemühen sich in der EU
derzeit zahlreiche Akteure, in der Energiefrage auf eine europäi-
sche Gesamtstrategie anstelle nationaler Alleingänge zu setzen.

Fläche als begrenzender Faktor

Aufgrund der technischen Fortentwicklung der Bioenergie und
dem daraus resultierenden rasanten Anstieg des Anbaus nach-
wachsender Rohstoffe wird Fläche in Europa wieder knapp. Noch
in den 1990er Jahren galt der Rückzug der Landwirtschaft von
den ertragsschwächeren Standorten als Hauptproblem für den
Erhalt der Kulturlandschaft. Mittlerweile treten die nachwachsen-
den Rohstoffe in Konkurrenz zum Anbau von Nahrungsmitteln,
und die Spekulationen über die Abschöpfung von Biomasse rei-

chen bis in sensible Gebiete des Naturschutzes hinein. Für einen
effektiven Ausbau der Bioenergie und der stofflichen Nutzung von
Biomasse gilt es, möglichst viel Trockenmasse pro Hektar Nutz-
fläche zu ernten. Diese Vorgabe hat entscheidende Auswirkun-
gen auf die Art der Landnutzung in Europa, auf das Landschafts-
bild und auf den Naturschutz. Für den Naturschutz ergeben sich
aus der Biomassenutzung Chancen, denn die bisher meist wert-
losen Aufwüchse aus Pflegeschnitt von extensivem Grünland,
Niederwald, Windschutzhecken und auch bestimmten Moorbio-
topen könnten durch eine energetische Verwendung neue Wert-
schöpfung erlangen (vergleiche etwa Wichtmann und Schäfer
2005). Hierfür bietet sich besonders die Verbrennung des Ernte-
gutes direkt oder in Form von Hackschnitzeln und Holzpellets an. 

Dem Naturschutz widerspricht hingegen der zumeist faktor-
intensive Anbau der Energiepflanzen. Vor allem Mais (für Bio-
gas) und Raps (für Biodiesel), aus ökonomischen Gründen der-
zeit als nachwachsende Rohstoffe favorisiert, zeichnen sich in der
Regel durch hohe Düngergaben und intensiven Pestizideinsatz
aus. Mais wird hauptsächlich in einseitigen Fruchtfolgen ange-
baut. Dies führt zu höheren Stoffeinträgen in die Ökosysteme und
zu einem weiteren Rückgang der Biodiversität in der Kulturland-
schaft (Abbildung 1, S. 94). Auch eine auf intensive Ertragssteige-
rung ausgerichtete Grünlandnutzung zur Produktion von Gras-
silage als Koferment von Biogasanlagen verringert die Artenzahl
und führt sensiblen Biotopen zu viele Nährstoffe zu. Dabei man-
gelt es nicht an Alternativen. Weniger umweltschädliche Anbau-
früchte sind etwa schnellwachsende Gehölze oder Getreide im
Mischfruchtanbau. Allerdings stellt sich bei diesen Anbaufrüch-
ten das Problem, daß häufig die Energiedichte zu niedrig ist, wie
beim extensiven Grünlandaufwuchs. Hier rechtfertigt die Ener-
gieausbeute aus dem Aufwuchs oft nicht die Kosten der Bereit- >

Wie können wir fossile Energieträger ersetzen? Neben Wind-, Solar- und Wasserkraft gilt Biomasse 
als wichtige erneuerbare Energiequelle. Doch Biomasse als begrenzte Ressource ist gleichzeitig

Energieträger, Nahrungsmittel, Industrierohstoff und die „Substanz“ der 
Biodiversität. Diese verschiedenen Funktionen der Biomasse führen zu
Nutzungskonflikten und schwierigen politischen Entscheidungen, hier 

dargestellt am Beispiel der Europäischen Union. Etwa: Wie weit reichen 
unsere Anbauflächen? Soll Biomasse zusätzlich importiert werden? 

Und sind Biokraftstoffe die beste Verwendung für Biomasse? 

Timo Kaphengst

1 Siehe etwa Fritsche et al. (2004), Thrän et al. (2005) und EEA (2006).
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stellung. Im Falle der schnellwachsenden Gehölze fehlen bisher
ausgereifte Nutzungstechnologien und damit ein lukrativer Ab-
satzmarkt.

Zahlreiche Studien zu Biomassepotentialen prognostizieren
für die Landwirtschaft in den neuen Mitgliedstaaten der EU Er-
tragssteigerungen von bis zu 100 Prozent in den nächsten 20 bis
40 Jahren (Ericsson und Nilsson 2006). Auch in den übrigen EU-
Nationen wird erwartet, daß die Erträge wie in den letzten Jahr-
zehnten steigen werden. Dabei wird eine voranschreitende Indu-
strialisierung der Landwirtschaft unterstellt. Diese gilt es aber zu
hinterfragen angesichts des agrarpolitischen Ziels, die Produk-
tion zu extensivieren, sowie vor dem Hintergrund des von der EU
angestrebten Schutzes der Biodiversität und des Erhaltes der
Kulturlandschaft. Auch der von der überwiegenden Zahl der EU-
Akteure gewünschte Ausbau des ökologischen Landbaus könnte
die in den Studien suggerierte Ertragssteigerung im Non-Food-
Bereich bremsen. Durch ihren Verzicht auf Kunstdünger und
Pflanzenschutzmittel erzielt ökologische Landbewirtschaftung im
Vergleich zu konventionellem Anbau meist niedrigere Flächen-
erträge. Das Ziel der ökologischen Produktion, hohe Qualität und
damit höhere Preise für ihre Produkte zu erzielen, steht prinzi-

piell im Gegensatz zu einer reinen Steigerung des Hektarertrags
an Trockenmasse, auf den es beim Anbau nachwachsender Roh-
stoffe vornehmlich ankommt. Mit dem weiteren Ausbau des öko-
logischen Landbaus würde also mehr potentielle Fläche für die
Hochertragsproduktion nachwachsender Rohstoffe wegfallen. 

Entschieden werden muß allerdings nicht nur über die Inten-
sität des Anbaus, sondern auch über den Anteil nachwachsender
Rohstoffe im Non-Food-Bereich an der gesamten landwirtschaft-
lich genutzten Fläche. Bisher gingen Potentialstudien meist da-
von aus, daß einerseits Stillegungsflächen und andererseits ein
aus der Überproduktion an Nahrungsmitteln nutzbarer Flächen-
pool für den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen zur Verfü-
gung stehen würden. Eine Entscheidung für einen Ausbau der
nachwachsenden Rohstoffe stellt den Autarkieanspruch der EU
im Nahrungsbereich in Frage. Bei dem hohen Umfang an Nah-
rungs- und insbesondere Futtermittelimporten ist ohnehin um-
stritten, ob von einer weitgehenden Autarkie gesprochen werden
kann. Weiterhin ist zu bedenken, ob eine Reduzierung der Ener-
gie- und Materialabhängigkeit durch einen verstärkten Anbau
nachwachsender Rohstoffe mehr Importe von Nahrungsmitteln
aus Drittländern rechtfertigen würde. 

Insgesamt zeigt sich, daß die Themen Biomasse- und nach-
haltige Flächennutzung eng miteinander verknüpft sind. Dabei
stehen agrar- und energiepolitische Fragen sowie Aspekte des Na-
tur- und Landschaftsschutzes miteinander in Konkurrenz.
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Mais wird in Europa energetisch vor allem als Silage in
Biogasanlagen verwendet. Der Anbau erfolgt meist in einseitigen Fruchtfolgen
und unter hohem Pestizid- und Düngereinsatz. 

ABBILDUNG 1:
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Konkurrenz der Verwendungsoptionen

Wenn Entscheidungen über eine geeignete Flächennutzung in
Europa getroffen werden, stellt sich für eine nachhaltige Biomas-
sestrategie im Anschluß die Frage, wie die Biomasse am besten
verwendet werden sollte. 

Mit dem Biomass Action Plan von 2005 hat die EU ein richtung-
weisendes Ziel der Biomassenutzung für Biokraftstoffe vorgelegt,
um die Abhängigkeit von Erdöl zu reduzieren und die im Kyoto-
Protokoll festgeschriebenen Reduktionsziele von Treibhausgasen
zu erfüllen. Der Anteil von Biokraftstoffen am Gesamtverbrauch
von rund 0,6 Prozent im Jahr 2003 soll bis 2010 auf 5,75 Prozent
erhöht werden (Europäische Kommission 2005). Für die Strom-
erzeugung formulierte die EU lediglich allgemeine Ziele für ei-
nen höheren Anteil erneuerbarer Energien, die für Biomasse als
Energieträger bisher nicht weiter spezifiziert wurden.2 Für den
Wärmebereich gibt es derzeit keine Ziele auf EU-Ebene. Die da-
mit erkennbare Fokussierung der Biomassenutzung auf Biokraft-
stoffe wird von wissenschaftlicher Seite und insbesondere von
Umweltorganisationen kritisiert. Studien zeigen, daß die Energie-
bilanz und damit das Einsparpotential von CO2 bei der Herstel-
lung von Biokraftstoffen deutlich schlechter ausfällt als bei der
Erzeugung von Strom und Wärme (siehe SRU 2005, CONCAWE
et al. 2004, Nitsch et al. 2004). Auch in der Bilanzierung der Aus-
wirkungen auf die Umwelt schneiden die stoffliche Nutzung der
Biomasse zur Herstellung von Biomaterialien sowie die direkte
energetische Verwendung signifikant besser ab als Biokraftstoffe
(Weiß et al. 2004). Das bedeutet für die Bioenergie, daß die Bio-
masse ausschließlich oder zumindest vorwiegend der Strom- und
Wärmeerzeugung (hier vor allem durch Biogas) zugeführt wer-
den müßte, wenn der Klimaschutz prioritäres Ziel ist und eine
umweltschonende Flächennutzung angestrebt wird. Dies hätte
auch hinsichtlich der regionalen Wertschöpfung einige Vorteile,
denn im Gegensatz zur großindustriellen Herstellung von Bio-
kraftstoffen wird etwa Biogas vorwiegend in dezentralen Klein-
anlagen erzeugt. Mit Hilfe von Biogas, Solar-, Wind- und Wasser-
kraft sowie der thermischen Verwertung der Biomasse können
Gemeinden und Dörfer energetisch unabhängig(er) werden und
damit Arbeitsplätze schaffen und den ländlichen Raum fördern.
Mit einer solchen Strategie könnte die Energieversorgung regio-
nalisiert und die Energiepolitik entsprechend neu ausgerichtet
werden. Dies hätte weitreichende strukturelle und gesellschaft-
liche Konsequenzen (Scheer 2005). 

Der Blick auf die Versorgungssicherheit führt jedoch zunächst
zu den Biokraftstoffen zurück. Knapp 40 Prozent des europäi-
schen Energieendverbrauchs wird derzeit von Mineralölerzeug-
nissen gedeckt (EUROSTAT 2006). Hinzu kommt eine vielschich-
tige Verwendung des Erdöls für Werkstoffe und Chemikalien,
die rund zehn Prozent des gesamten Mineralölverbrauchs aus-
machen. Was die energetische Versorgung mit Mineralöl angeht,
hing die EU-15 im Jahr 2000 zu 74 Prozent von Importen ab, Ten-
denz steigend (World Energy Council 2002). Im Transport- und
Mobilitätsbereich sind biogene Kraftstoffe gegenwärtig die einzi-
ge realistische regenerative Alternative zu Diesel und Benzin aus

Mineralöl. Gegen eine flächendeckende Verwendung von Biogas
als Kraftstoff spricht die wenig entwickelte Infrastruktur und die
noch geringe Zahl an zugelassenen erdgasbetriebenen Fahrzeu-
gen.3 Im Gegensatz zu Kraftstoffen können Strom und Wärme
mit Solar, Photovoltaik, Wind- und Wasserkraft aus einer breite-
ren Palette regenerativer Energiequellen erzeugt werden. Kritiker
des Ausbaus von Biokraftstoffen müssen sich daher fragen lassen,
wie sie den bedeutenden Anteil des Erdöls an der Deckung des
europäischen Energiebedarfs durch erneuerbare Energien mittel-
und langfristig substituieren wollen. Der Verweis auf die synthe-
tischen Kraftstoffe im sogenannten biomass-to-liquid(BtL)-Verfah-
ren als Alternative zu Biodiesel und Bioethanol muß noch als
Spekulation gelten. Bisher gibt es in Europa keine entsprechende
Fabrik, die diese Kraftstoffe für den Markt produziert. Vorteil der
BtL-Kraftstoffe wäre, daß hierfür eine größere Bandbreite an Bio-
masse verwendet werden kann. Als Hauptrohstoff würden aller-
dings große Mengen an Holz benötigt. Dessen Gewinnung stößt
in Europa aber auf begrenzte Potentiale und Nutzungskonkur-
renzen (vor allem zur Papierindustrie). Hier herrscht also eine
ähnliche Knappheit vor wie bei Produkten von landwirtschaftli-
cher Fläche.  

Die erhoffte Wasserstoffrevolution im Transport- und Mobi-
litätsbereich stößt an physikalische und ökonomische Grenzen,
so daß hier vor zu großem Optimismus gewarnt werden muß.  

Gemessen am heutigen Verbrauch sind die Möglichkeiten ei-
nes Ersatzes fossiler durch biogene Kraftstoffe in Europa gering.
Nationale Studien aus den Niederlanden und Deutschland zei-
gen, daß nicht einmal das Ziel von 5,75 Prozent bis 2010 erreich-
bar ist (Junginger und Faaij 2005, Nitsch et al. 2004). Andere Län-
der wie die Tschechische Republik könnten hingegen durch die
technische Fortentwicklung der Landbewirtschaftung das Ziel er-
reichen und darüber hinaus Biomasse oder Biokraftstoffe expor-
tieren (Lewandowski et al. 2006). Trotz dieses zusätzlichen Poten-
tials durch den Binnenhandel wird Europa bedeutende Anteile
von Erdöl im Transportbereich nicht durch Biokraftstoffe von ei-
genen Flächen ersetzen können. Ein höherer Anteil an Biokraft-
stoffen wäre nur erreichbar durch eine erhebliche Reduzierung
des Kraftstoffverbrauchs und/oder durch den Import großer Men-
gen Biomasse oder Biokraftstoffe aus Drittländern. 

Biomasseimporte: ja oder nein?

Die Europäische Kommission spricht sich für ein „ausgewogenes
Verhältnis“ zwischen eigener Biomasseproduktion und Biomasse-
importen aus (Europäische Kommission 2005). Dieser Ansatz soll >

2 Im Weißbuch Erneuerbare Energien wies die EU allgemeine Ziele zur Förderung
erneuerbarer Energien aus. Demnach sollen bis 2010 mindestens zwölf Pro-
zent des Energieverbrauchs aus erneuerbaren Energiequellen gedeckt werden
(Europäische Kommission 1997). Zur Förderung der Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energiequellen siehe auch Europäische Gemeinschaft (2001).

3 Im Jahr 2005 betrug der Anteil der erdgasbetriebenen Kraftfahrzeuge in
Deutschland rund 0,06 Prozent (VCD 2005, Statistisches Bundesamt 2006).
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die Chancen ländlicher Regionen in Europa erhöhen, durch den
Anbau von nachwachsenden Rohstoffen ihre Wertschöpfung zu
steigern, und gleichzeitig einen kontrollierten Import von Bio-
masse aus Drittländern gewährleisten. Damit würde das eigene
Bioenergiepotential erhöht und die Entwicklung von Biomasse-
technologien global gefördert. 

Biomasseimporte würden jedoch bedeuten, daß Europa zur
Deckung der eigenen Bedürfnisse seinen globalen Flächenan-
spruch weiter ausdehnt. Schon im Jahr 2000 überstieg der Bedarf
der EU-15 an landwirtschaftlicher Fläche das eigene Flächenkon-
tingent um 18 Prozent, was insbesondere auf den hohen Fleisch-
konsum und die entsprechenden Futtermittelimporte zurückzu-
führen ist (Schütz 2003, Steger 2005). Damit liegen 18 Prozent der
für die europäischen Bedürfnisse benötigten Fläche außerhalb
Europas. Ein Anstieg der Importe von Biokraftstoffen zur Erfül-
lung des EU-Ziels aus dem Biofuel Action Plan ließe diesen Wert
möglicherweise auf bis zu 31 Prozent steigen (Bringezu und Ste-
ger 2005). Die Inanspruchnahme dieses „ökologischen Flächen-
rucksacks“ ist global gesehen nicht verallgemeinerbar und kann
damit umweltethisch kaum gerechtfertigt werden. Es sei denn,
die Weltgemeinschaft und die entsprechenden Länder, die diese
Flächen bereitstellen, hätten davon einen definierbaren und auf
weite Bevölkerungsteile zuordenbaren Nutzen. 

Brasilien gilt als einer der wichtigsten potentiellen Zulieferer
von Biokraftstoffen für die EU. Das Land produziert schon seit
langem Zuckerrohr zur Herstellung von Bioethanol und plant,
Biodiesel auch aus Soja herzustellen. Zuckerrohr und Soja wer-
den in Monokulturen angebaut, deren Ausdehnung zunehmend
Regenwald- und Savannenökosysteme gefährdet. Die Produktions-
kosten für Bioethanol liegen deutlich unter denen in Europa, wo
Ethanol meist aus Getreide vergoren wird. Ob in Brasilien bei der
land- und ressourcenintensiven Ausweitung des Zuckerrohr- und

Sojaanbaus Vorteile für die Landbevölkerung entstehen, ist be-
stenfalls fraglich. Ähnliche Probleme gibt es in Indonesien und
Malaysia, wo zum Teil auf Kosten des Regenwalds Ölpalmen in
Plantagen angebaut werden und die Landbevölkerung dafür ent-
eignet wird (CSPI 2005). Palmöl ist ebenfalls ein Grundstoff für
Biodiesel und wird weltweit, besonders in Europa, in zunehmen-
den Maße nachgefragt. Wenn jedoch für die Palmölplantagen Re-
genwald verbrannt wird und Moore trockengelegt werden, kommt
es zur Freisetzung riesiger Mengen Kohlendioxid (Abbildung 2).
Damit wird das eigentliche Ziel, mit Palmöl als Ersatz für fossi-
le Brennstoffe Kohlendioxidemissionen zu reduzieren, ad absur-
dum geführt.4

Durch den Import von Biodiesel und Bioethanol aus Brasili-
en und Indonesien nach Europa kann die Abhängigkeit von Mi-
neralöl reduziert werden. Allerdings tauscht Europa damit nur
eine Rohstoffabhängigkeit gegen eine andere ein. Zwar mögen
Brasilien und Indonesien politisch gesehen verläßlichere Han-
delspartner als der Iran oder Russland sein – die Versorgung ist
dadurch aber keinesfalls sichergestellt. Brasilien produzierte 2003
insgesamt 139 Millionen Hektoliter Bioethanol, exportierte aber
nur sieben Millionen. Der Rest diente überwiegend der Deckung
des eigenen Kraftstoffbedarfs (Thrän et al. 2005). Da Brasilien
selbst ehrgeizige Ziele verfolgt, fossile Brennstoffe durch Biokraft-
stoffe zu ersetzen, ist es fraglich, ob die Exportmengen zukünf-
tig wesentlich ansteigen werden. 

Es wird also deutlich, daß die Importe von Biokraftstoffen lang-
fristig nicht unbedingt sicherer sind als die Importe von Mineral-
öl, wenn auch aus anderen Gründen.

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen

Die drei dargestellten Problemfelder machen deutlich, in welcher
schwierigen strategischen Ausgangssituation sich die EU in be-
zug auf eine künftige nachhaltige Biomassenutzung befindet. Die
Nutzung der eigenen Flächenpotentiale ist begrenzt und trifft auf
unterschiedliche konkurrierende Ansprüche. Die Wahl zwischen
den zahlreichen Verwendungsmöglichkeiten der Biomasse stellt
einen Zielkonflikt dar. Auf der einen Seite steht eine vorwiegend
treibhausgasreduzierende und umweltschonende Biomassever-
wendung für Strom- und Wärmeerzeugung, auf der anderen Sei-
te die Verwendung für Biomaterialien oder eine Verringerung der
Abhängigkeit von Erdöl durch den Einsatz von Biokraftstoffen.
Die Biomasseimporte stoßen auf ethische Probleme und fördern
den Raubbau an natürlichen Ressourcen in den Exportländern. 

Für die innereuropäische Biomassenutzung kommt es zu-
nächst darauf an, eine einseitige Priorisierung zu vermeiden. Die
Ziele für den Ausbau der Biokraftstoffe sollten daher um konkre-
te Ziele für die Biomassenutzung im Strom- und Wärmebereich
ergänzt werden. Darauf aufbauend kann die EU unterschiedli-
che agrar- und energiepolitische Instrumente einsetzen, um die-
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4 Siehe hierzu Hooijer et al. (2006).

Vor allem in Indonesien und Malaysia (Foto), zum Beispiel
auf Borneo, wird in zunehmendem Maße wertvoller Regenwald für Ölpalm-
plantagen gerodet und abgebrannt.

ABBILDUNG 2:
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se Ziele zu erreichen, beispielsweise Förderinstrumente für den
Anbau nachwachsender Rohstoffe, Investitionszulagen bei der
Errichtung von Biogasanlagen und garantierte Abnahmepreise
für bioenergetisch erzeugten Strom im Sinne des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes. Da diese Instrumente in den einzelnen Mit-
gliedstaaten zum Teil bereits umgesetzt wurden, müssen sie für
eine europäische Gesamtstrategie harmonisiert werden. Um im
Hinblick auf die Flächennutzung den Nachhaltigkeitsansprüchen
zu genügen, müssen diese Instrumente darüber hinaus fortent-
wickelt und gegebenenfalls an nationale Bedingungen angepaßt
werden. 

Der außenpolitische Gestaltungsspielraum der EU wird durch
die Welthandelsliberalisierung begrenzt. Biomasseimporte kön-
nen nicht einfach durch Importzölle gestoppt werden, da die
Welthandelsorganisation generell einen Abbau solcher Zölle for-
dert. Die EU könnte demnach geneigt sein, die Entscheidungen
schlicht dem Markt zu überlassen. Damit setzt sie jedoch nicht
nur eigene Ziele zur Reduktion von Treibhausgasen aufs Spiel,
sondern fördert unter Umständen auch direkt eine nicht nachhal-
tige Landnutzung in Schwellen- und Entwicklungsländern. 

Eine Lösung könnte ein Zertifizierungssystem für den inter-
nationalen Biomassehandel sein. Ein solches System muß Nach-
haltigkeitsstandards sowohl für die land- als auch für die forstwirt-
schaftliche Produktion setzen und dabei Herstellung, Transport,
Handel, Lagerung und die technische Weiterverarbeitung der Bio-
masse mit einbeziehen (Lewandowski und Faaij 2006). Sicherheit
der Versorgung mit Nahrung und Energie, lokale Vorteile des Bio-
massehandels, Bekämpfung von Armut und Auswirkungen auf
Bilanzen schädlicher Treibhausgasemissionen sind dabei Aspek-
te, die in vorhandenen Zertifizierungssystemen bisher kaum zu
finden sind. 

Nur wenn die EU das Biomassethema sowohl im regionalen
als auch im globalen Maßstab begreift und in dieser Sache – wie
beim Klimaschutz – eine Vorreiterrolle einnimmt, kann sie eige-
ne Probleme lösen und zu einer weltweit nachhaltigen Biomasse-
nutzung beitragen.
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